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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die Errichtung einer Bundesstelle für den Warenverkehr 
im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 

- Nr. 586 (berichtigt) • der Drucksachen - 

mit den 


Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 
(13. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung einer Bundesstelle 
für den Warenverkehr im Bereich 
der gewerblichen Wirtschaft 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Abschnitt I 

Aufgaben und Aufbau der 
Bundesstelle 

§ 1 

(1) Es wird eine Bundesstelle für den Waren- 
verkehr im Bereich der gewerblichen Wirt- 
schaft (Bundesstelle) errichtet. Die Bundesstelle ist 
eine dem Bundesminister für Wirtschaft nach- 
geordnete Bundesoberbehörde. 

(2) D i e Bundesstelle hat ihren Sitz i n 
Frankfurt/Main. Zweigstellen können 
an anderen Orten errichtet werden. 

§ 2 

(1) Der Bundesstelle wird, soweit 
eine zentrale Bearbeitung erfor- 
derlich ist, im Bereich der gewerb- 
lichen Wirtschaft die Durchfüh- 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung einer Bundesstelle für den 
Warenverkehr der gewerblichen Wirtschaft 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

(1) Es wird eine Bundesstelle für .den Waren- 
verkehr der gewerblichen Wirtschaft (Bundes- 
stelle) errichtet. Die Bundesstelle ist eine dem 
Bundesminister für Wirtschaft nachgeordnete 
Bundesoberbehörde. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft bestimmt 

den Sitz der Bundesstelle. Er kann Zweigstellen 
an anderen Orten errichten. 

§ 2 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft kann der 
Bundesstelle die Durchführung der Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund des Gesetzes für Siche- 
rungsmaßnahmen auf einzelnen Gebieten der ge- 
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Entwurf 

r u n g folgender Aufgaben der öf- 
fentlichen Verwaltung übertragen: 

1. Einfuhr-Angelegenheiten, 

2. Ausfuhr-Angelegenheiten, 

3. Angelegenheiten des Inter- 
zonenhandels. 

Die besonderen Aufgaben des Bun- 
desministers für den Marshall-Plan 
hinsichtlich der Einfuhr von E R P - 
Gütern bleiben unberührt. 

(2) Ferner kann der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft zur Regelung 
des Warenverkehrs im Inland die 
Bundesstelle mit der Ausführung 
der von ihm bezeichneten Rechts- 
vorschriften beauftragen. Für den 
Bereich der eisenschaffenden In- 
dustrie kann er der Bundesstelle 
die von ihm bezeichneten Aufgaben 
auf dem Gebiet der Rohstoff- und 
Produktionsplanung sowie die Auf- 
sicht auf dem Gebiet der Auftrags- 
lenkung und die fachliche Auswer- 
tung der Eisen- und Stahlstatistik 
übertragen. 


5 3 

(1) Die Bundesstelle gliedert sich in die für 
die Durchführung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Gruppen. 

(2) Die Gruppen sind zusammenzulegen oder 
aufzulösen, soweit ihre Aufgaben zum Teil oder 
ganz entfallen. 


§ 4 

(1) Soweit Gruppen für einzelne Wirt- 
schaftszweige oder Waren gebildet werden (fach- 
liche Gruppen), werden ihnen Beiräte beigeordnet. 
Eine fachliche Gruppe kann mehrere Beiräte 
haben. 

(2) Die Beiräte werden aus Ver- 
tretern der beteiligten Wirtschafts- 
stufen (Industrie, Handwerk, Han- 
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werblichen Wirtschaft vom .... (BGBl 

S. . .) erlassen werden, übertragen, soweit eine 
zentrale Bearbeitung erforderlich und die Über- 
tragung in den Rechtsverordnungen vorgesehen ist. 

(2) Für den Bereich der eisenschaffenden Indu- 
strie kann der Bundesminister für Wirtschaft die 
ihm zustehenden und von ihm bezeichneten Auf- 
gaben auf dem Gebiet der Rohstoff- und Produk- 
tionsplanung sowie die Aufsicht auf dem Gebiet 
der Auftragsverteilung der Bundesstelle über- 
tragen. 

(3) Die Bundesstelle wird, soweit eine zentrale 
Bearbeitung erforderlich und in den jeweils gelten- 
den Vorschriften vorgesehen ist, im Bereich der 
gewerblichen Wirtschaft bei der Lieferung und 
dem Bezüge von Waren im Verkehr mit Gebieten 
außerhalb des Bundesgebietes tätig 

1. durch die Vorbereitung der Ausschreibungen 
für den Warenbezug, 

2. bei der Erteilung von Bezugsgenehmigungen, 
soweit das Zuteilungsverfahren Anwendung 
findet, 

3. durch Mitprüfung der Anträge auf liberali- 
sierte Einfuhren, 

4. durch die Auswertung der erteilten Devisen- 
genehmigungen nach fachlichen Gesichts- 
punkten, 

5. bei der Erteilung von Liefergenehmigungen, 
soweit es sich um Waren der Vorbehalts- 
listen handelt. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft kann der 
Bundesstelle auf ihrem Tätigkeitsgebiet die De- 
visenkontrolle übertragen. 

S 3 

(1) Die Bundesstellc gliedert sich in Gruppen. 


(2) unverändert 


(3) Der Dienstverkehr der Gruppen mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft wird durch eine 
Dienstanweisung des Bundeisministers für Wirt- 
schaft geregelt. 

§ 4 

(1) Soweit Gruppen für bestimmte Wirtschafts- 
zweige oder Waren gebildet werden (fachliche 
Gruppen), werden ihnen Beiräte beigeordnet. Eine 
fachliche Gruppe kann mehrere Beiräte haben. 

(2) Die Mitglieder der Beiräte werden nach An- 
hören der beteiligten Organisationen (Industrie, 
Handwerk, Handel) und der Gewerkschaften unter 
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Entwurf 

del) und der Gewerkschaften, des 
jeweiligen Fach- und Aufgabenge- 
bietes gebildet, die von den betei- 
ligten Organisationen vorgeschla- 
gen und vom Bundesminister für 
Wirtschaft bestellt werden. Soweit 
erforderlich, bestellt der Bundes- 
minister für Wirtschaft auch für 
die dabei nicht berücksichtigten 
Unternehmen (Außenseiter) Ver- 
treter. Bei der Bestellung sind Ver- 
treter von heimatverdrängten Un- 
ternehmen angemessen zu berück- 
sichtigen. Die Mitglieder, der Bei- 
räte können vom Bundesminister 
für Wirtschaft nach Anhören der 
beteiligten Organisationen abbe- 
rufen werden. 

(3) Die Mitglieder der Beiräte sind ehrenamt- 
lich tätig. Sie erhalten Ersatz ihrer Auf- 
wendungen und Fahrkosten sowie 
auf Antrag eine angemessene Ent- 
schädigung für den nach gewiesenen 
Verdienstausfall; die Einzelheiten 
regelt der Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung. 


§ 5 

(1) Die Bundesstelle trifft ihre Maßnahmen und 
Entscheidungen nach Anhören des zu- 
ständigen Beirates der fachlichen Gruppe. 

(2) Werden die von der Bundes- 
stelle beabsichtigten Maßnahmen 
und Entscheidungen nicht von der 
Mehrheit des Beirates gebilligt, so hat d i e 
Bundesstelle die Angelegenheit 
unverzüglich dem Bundesminister für 
Wirtschaft zur Entscheidung vorzulegen. 
Das gleiche gilt, wenn sämtliche an der 
Ab Stimmung beteiligten Vertreter 
eines der im Beirat vertretenen 
Kreise (Industrie, Handwerk, Handel, Außen- 
seiter oder Gewerkschaften) Einspruch gegen 
einen Mehrheitsbeschluß einlegen; der Einspruch 
muß bei mündlicher Beschlußfassung spätestens 
a m Tage nach der Abstimmung, in anderen Fäl- 
len spätestens am Tage nach Mitteilung der Ab- 
stimmungsergebnisse eingelegt werden. 

(3) Die Beiräte sind laufend über 
die wesentlichen Fragen ihres Sach- 
gebietes zu unterrichten. Ihnen ist 
jederzeit Gelegenheit zu geben, 
sachdienlicheVorschlägezumachen. 
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angemessener Berücksichtigung der heimatver- 
drängten Unternehmen und der Außenseiter vom 
Bundesministerium für Wirtschaft bestellt und ab- 
berufen. Die Beiräte sollen nicht mehr als 20 Mit- 
glieder haben. 


(3) Die Mitglieder der Beiräte sind ehrenamt- 
lich tätig. Sie erhalten auf Antrag Reisekosten- 
entschädigung nach der Reisekostenstufe I b des 
Gesetzes über die Reisekostenvergütung der Be- 
amten vom 15. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1067) 
und für den ihnen aus der Teilnahme an den 
Sitzungen erwachsenden Verdienstausfall eine Ent- 
schädigung, die für jeden angefangenen halben 
Arbeitstag 6,25 Deutsche Mark, für jeden vollen 
Arbeitstag 12,50 Deutsche Mark beträgt. 

S b 5 

(1) Die Bundesstelle trifft ihre grundsätzlichen 
Maßnahmen, nach Anhören des Beirates der fach- 
lichen Gruppe. 

(2) Sie hat die Entscheidung des Bundesministers 
für Wirtschaft einzuholen, wenn die Mehrheit der 
Mitglieder des Beirates nicht zustimmt oder wenn 
sämtliche Vertreter einer Wirtschaftsstufe (Indu- 
strie, Handwerk, Handel), der Gewerkschaften 
oder der Außenseiter gegen einen Mehrheits- 
beschluß Einspruch einlegen. Der Einspruch muß 
bei mündlicher Beschlußfassung spätestens einen 
Tag nach der Abstimmung, in anderen Fällen spä- 
testens einen Tag nach Mitteilung der Abstim- 
mungsergebnisse eingelegt werden. 
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Entwurf 

(4) Die Beiräte geben sich eine Geschäftsordnung. 

S 6 

(1) Die Bundesstelle hat bei Anhören und Un- 
terrichtung der Beiräte eine mißbräuchliche Ver- 
wendung von Unterlagen zu verhindern. 

(2) Für die Mitglieder der Beiräte gelten die 
Bestimmungen der Verordnung gegen Bestechung 
und Geheimnisverrat nichtbeamteter Personen 
vom 3. Mai 1917 in der Fassung vom 22. Mai 1943 
(RGBl. I S. 351). Die Mitglieder der Beiräte 
werden von dem Bundesminister für Wirtschaft 
oder einem eigens dafür von ihm bestimmten 
Vertreter auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten durch Fiandschlag verpflichtet. 

§ 7 

Die Bundesstelle unterrichtet die 
obersten Landeswirtschaftsbehör- 
den laufend über wichtige Maßnah- 
men ihres Aufgabengebietes. Sie hat 
allgemeine Erlasse und Rundschrei- 
ben den obersten Landes Wirtschafts- 
behörden zuzuleiten. 

5 8 

(1) Die Bundesstelle ist auskunftsberechtigte 
Stelle im Sinne der Verordnung über Auskunfts- 
pflicht vom 13. Juli 1923 (RGBL I S. 723). 

(2) Sie kann die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlichen Unter- 
lagen an fordern und auswerten. 

Abschnitt II 

FI aushalt der Bundesstelle 

§ 9 

Für die Bundesstelle wird im Rahmen des 
Haushalts des Bundesministeriums für Wirtschaft 
ein eigener Haushaltsplan aufgestellt. 

Abschnitt III 

Übergangsbestimmungen, 

Inkrafttreten 

§ 10 

Bis zur Einrichtung der Bundes- 
stelle werden die in § 1 Absatz 1 des 
Gesetzes über die Errichtung von 
Fachstellen im B ereich der gewerb- 
lichen Wirtschaft vom 6. Mai 1949 
(W i G B 1. S. 73) / Gesetz zur Erstrek- 
kung und Verlängerung der Gel- 
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(3) Die Beiräte geben sich eine Geschäftsordnung. 

§ 6 

(1) unverändert 

(2) Für die Mitglieder der Beiräte gelten die 
Bestimmungen der Verordnung gegen Bestechung 
und Geheimnisverrat nichtbeamteter Personen 
vom 3. Mai 1917 in der Fassung vom 22. Mal 1943 
(RGBL I S. 351). Die Mitglieder der Beiräte 
werden von dem Bundesminister für Wirtschaft 
oder einem dafür von ihm bestimmten Vertreter 
auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegen- 
heiten durch Handschlag verpflichtet. 

S 7 

entfällt 


§ 8 

Die Bundesstelle ist auskunftsberechtigte Stelle 
im Sinne der Verordnung über Auskunftspflicht 
vom 13. Juli 1923 (RGBL I S. 723). Sie soll, so- 
weit die Angelegenheit nicht dringlich ist, die 
Auskunft durch die Landeswirtschaftsminister (Se- 
natoren) einfordern. 


S 9 

Für die Bundesstelle wird im Haushalt des 
Bundesministeriums für Wirtschaft ein eigener 
Haushaltsplan aufgestellt. 


5 io 

entfällt 
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Entwurf Beschlüsse des 13. Ausschusses 

tungsdauerdesFachstellengesetzes 
und der Fachstellengebührenord- 
nung vom 2 0. Januar 1950 (Bundes- 
gesetzblatts. 5) genannten Auf gaben 
von den Fachstellen fortgeführt. 

§11 , § 11 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom Dieses Gesetz tritt am 30. Juni 1952 außer 
1. April 1950, hinsichtlich der St raf- Kraft, 
bestimmungen (§§ 6 und 8) am Tage 
nach seiner Verkündung in Kraft. 
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